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Projekt Nr.: 24-504 

Gemeinde Hellenthal 
 

2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 der Gemeinde Hellenthal, „Kuhlheck-Pützfuhr“ 

Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB  
 

Lfd.
Nr. 

Träger öffentl. Belange Kurzinhalt der Stellungnahme Stellungnahme bzw.  
Abwägung der Verwaltung 

Beschlussvorschlag 

A 
Einwänder A 
(Rainer Fink) 

Bei der Durchsicht der Unterlagen sind folgende 
Einwände festgestellt worden, die ich hier erwähnen 
möchte: 
 
ASVP: 
Änderungsbereich 4: Bereits entfallene Bäume im 
Bereich der Fahrbahnverengung („Planstraße H“): 
Die Rodung der Bäume sind nicht durch unbekannte 
verursacht worden. Die Gemeindeverwaltung 
Hellenthal hat im Frühjahr 2023 umfassende 
Rodungsarbeiten im Plangebiet Kuhlheck-Pützfuhr 
durchführen lassen, als vorbereitende Maßnahmen 
für die anstehenden Baumaßnahmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Screenshot: Facebook, Gemeinde Hellenthal) 
 
Hier wurden die Bäume mit B-Plan-Festlegung 
„Erhalt von Einzelbäume“ gefällt. Entsprechende 
Ersatzmaßnahmen sind durch den Auftraggeber 
durchzuführen. 
 
Reptilien: 
Die Annahme auf Unwahrscheinlichkeit auf 
vorkommen der Zauneidechse durch das 
Planungsbüro ist falsch! 
Bei den überwiegenden Anlieger, die im Bereich 
Kuhlheck gebaut haben, wurde insbesondere in den 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In dem Rodungsplan sind alle erhaltenswerten Bäume, 
die bei den Rodungsarbeiten nicht gefällt werden 
dürfen, eingezeichnet gewesen. Bei Durchführung der 
Rodungsarbeiten wurde festgestellt, dass die Bäume 
ebenso wie der dort vorhandene Schuppen (vgl. 
Luftbild 2021 und 2023) auf den Flurstücken 
1213+1214 entfernet bzw. abgerissen wurden. 
Die Entfernung der als zu erhaltende Bäume 
festgesetzten Gehölze wird im Rahmen der 
ökologischen Bilanzierung (Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung) des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans zu der hier gegenständlichen 
Bebauungsplanänderung berücksichtigt und ist 
entsprechend auszugleichen. 
 
 
 
 
 
Aufgrund nebenstehender Hinweise wurde ein 
gemeinsamer Ortstermin mit der Gemeinde, der 
Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Euskirchen 
und dem beauftragten Planungsbüro durchgeführt. Es 
wurde das Baugebiet, insbesondere die zu diesem 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der 
Verwaltung wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der 
Verwaltung wird gefolgt. 
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warmen Sommermonaten im jeweiligen 
Bauzeitraum die Lacerta agilis (Zauneidechsen) 
beobachtet. Diese waren häufig zwischen den Stein-
Baumaterialien gesichtet worden, wo die zuvor 
genannten Baumaterialien auf den unberührten 
Nachbarschaftsgrundstücken zwischengelagert 
waren. Auch eine nicht unbedeutende Anzahl von 
Anguis fragilis (Blindschleichen) werden weiterhin 
häufig im Baugebiet beobachtet. Die primäre 
Beobachtung beider zuvor genannten Arten sind ist 
insbesondere im Bereich „Kuhlheck“ zu finden. Hier 
wurde jahrelang keine landwirtschaftliche Nutzung 
der Brache ausgeführt. Auch sporadische 
Mäharbeiten konnten nie festgestellt werden. Somit 
konnte jahrelang die Natur sich selbst überlassen 
und bedrohte Tierarten haben sich hier 
niederlassen. Vom Grundsatz müsste im 
Erschließungsbereich Kuhlheck eine neue ASVP 
Stufe II, bzw. Stufe III getätigt werden um 
entsprechende Kenntnisse zu manifestieren und 
Ersatzmaßnahmen festzulegen. Der blau 
dargestellte Entwurfstext, dass Erdarbeiten der 
Bauwilligen nur in einem Zeitraum analog wie vom 
Vogelschutz durchzuführen sind, wird befürwortet. 
Bis zur fachlichen Klarheit über das Vorkommen der 
zwei zuvor genannten Tierarten wäre eine 
(vorübergehende) Einstellung der Baumaßnahme 
erforderlich. Im Worstcase sogar eine 
Nichtanwendbarkeit des B-Planes im Sinne des 
Artenschutzes. 
 
B-Plan:  
Im Baufenster „5“ wird noch der passive 
Schallschutz dargestellt. Die passiven 
Schallschutzmaßnahmen waren seinerzeit 
festgelegt worden, wie noch das damalige Sägewerk 
am Kalberbenden existierte. Dieses Existiert 
zwischenzeitlich nicht mehr. Das ehemalige 
Sägewerksgelände ist zwischenzeitlich Rückgebaut, 
und entsprechend Umgenutzt worden. Somit kann 
die Signatur und entsprechende Festsetzung zu den 
schädlichen Umwelteinwirkungen entnommen 
werden. 
 
Leider habe ich auch keinerlei Textpassagen zu den 
teilweisen, mächtigen Aufschüttung (z.B. im Bereich 

Zeitpunkt im Bau befindlichen Regenrückhaltebecken, 
begangen. Eidechsen konnten nicht festgestellt 
werden. Obwohl keine Individuen nachgewiesen 
werden konnten, wurde nach dem Termin in 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde eine 
Kurzstellungnahme „Maßnahmenkonzept 
Zauneidechse“ erarbeitet und den Planunterlagen 
beigefügt, so dass im Bereich der 
Regenrückhaltebecken geeignete Voraussetzungen für 
ein Eidechsenhabitat geschaffen werden. Die 
Blindschleiche gehört nicht zu den planungsrelevanten 
Arten und ist insofern nicht näher zu untersuchen, 
profitiert aber als Reptilienart ebenfalls von den 
vorgesehenen Maßnahmen im Bereich der 
Regenrückhaltebecken. 
Weitere Artenschutzrechtliche Untersuchungen sind im 
Rahmen des hier gegenständlichen Verfahrens nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nebenstehende Anmerkung ist korrekt. Die entfallene 
Festsetzung wird in der Entwurfsfassung der 
Planzeichnung entfernt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern damit die (temporären) Aufschüttungen im 
Rahmen der Herstellung der Erschließungsstraßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der 
Verwaltung wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme der 
Verwaltung wird gefolgt. 
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der geplanten KITA oberhalb vom Kalberbenden 
gefunden. Die hier getätigten Aufschüttungen lösen 
übrigens auch Abstandsflächen zu den betroffenen 
Anliegern vom Kalberbenden aus. Ob diese hier 
zumindest durch den Auftraggeber finanziell 
entschädigt worden sind mag ich nicht weiter 
kommentieren… 

gemeint sind, fallen diese unter das 
Bauausführungsrecht (§ 11 BauO NRW – Baustelle).  
Dauerhafte Aufschüttungen können Abstandsflächen 
auslösen und sind erforderlichenfalls 
bauordnungsrechtlich zu berücksichtigen. Dieser 
Sachverhalt stellt in beiden Fällen (temporäre oder 
dauerhafte Aufschüttung) keinen Regelungsinhalt des 
Bebauungsplans dar. 

 

 
Stand: 19.01.2026, M. Berners, JC 
 


